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Gleichberechtigungsmaßnahmen und Entwicklungen im 

Personalmanagement in Europa 

Ariane Hegewisch 

Seit den späten 70er Jahren, und besonders in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre, haben - angeführt von öffentlichen Arbeitgebern - mehr und mehr- 
Organisationen gezielt Gleichberechtigungmaßnahmen1 ergriffen, oft un¬ 
terstützt von Frauenbeauftragten und anderen Fachreferenten für Diskri¬ 
minierung (z. B. aufgrund ethnischer Herkunft oder körperlicher Behinde¬ 
rung). Das Price Waterhouse Cranfield Projekt2 ermöglicht es zu untersu¬ 
chen, inwiefern Arbeitgeber in ihrer Personalarbeit die Prinzipiell der 
Gleichberechtigung berücksichtigen, und welche Auswirkungen generelle 
Entwicklungstendenzen der betrieblichen Personalpolitik auf die Verwirkli¬ 
chung der Gleichberechtigung haben. 

1 Der Begriff "Gleichberechtigungsmaßnahmen" wird hier stattTrauenförderung" 
benutzt, um das weitere Feld der Diskriminierung, zji. auf Grund von ethnischer 
oder nationaler Herkunft oder körperlicher Behinderungen miteinzubeziehen. In 
diesem Sinne ist er insbesondere in Großbritannien und den Niederlanden ge¬ 
bräuchlich. ' 

2 Das Price Waterhouse Cranfield Project ist ein Forschungsinstitut an der Cranfield 
School of Management in Großbritannien. Seit 1989 wird im Rahmen dieses Pro¬ 
jektes in zehn europäischen Ländern (einschließlich dreier Länder, die nicht Mit¬ 
glied der EG sind) alljährlich in allen Wirtschaftesektoren eine schriftliche Befra¬ 
gung von privaten und öffentlichen Arbeitgebern mit mindestens 200 Arbeitneh¬ 
mern durchgeführt Gegenstände der Umfrage sind die Hauptfelder der betriebli¬ 
chen Personalarbeit Die Ergebnisse des zweiten Jahres, auf die sich hier bezogen 
wird, wurden zu Beginn des Jahres 1991 erhoben und stützen sich auf die Antwor¬ 
ten von 5500 Arbeitgebern. In Westdeutschland (die neuen Bundesländer können 
erst 1992 mit einbezogen werden) antworteten 1000 Unternehmen. Die Ergebnisse 
reflektieren in jedem Land sowohl die sektorale wie die Größenverteilung der Un¬ 
ternehmen. In jedem der zehn Mitgliedsländer arbeitet das Projekt in Kooperation 
mit einer Universität (in Westdeutschland mit der Universität Mannheim; in Ost¬ 
deutschland mit der TU Dresden). Expertenrunden von Personaldirektoren helfen 
in jedem Land bei der qualitativen Bewertung der Ergebnisse (vgL Brewster et aL 
1991). 
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1. Die durch die EG gesetzten Rahmenbedingungen 

"Gleichbehandlu^ng von Männern und Frauen" war und ist ein wichtiger 
Grundsatz der Europäischen Gemeinschaft. Die aktive rechtliche Umset¬ 
zung des Gleichbehandlungsprinzips zugunsten von Frauen hat hauptsäch¬ 
lich in den 70er Jahren stattgefunden. Ergebnisse sind u. a. fünf Richtlinien 
zur Gleichbehandlung (vgl. den Beitrag von Hortense Hörburger). Wäh¬ 
rend der 80er Jahre ist durch konservativere Regierungen in mehreren Mit¬ 
gliedsstaaten die Verabschiedung weiterer Richtlinien blockiert worden 
(vgl. Hörburger 1990, S. 34). Fortschritte sind seither eher indirekt durch 
die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshof erreicht worden; dies 
gilt z.B. für die Gleichbehandlung von Teilzeitbeschäftigten und für die Al¬ 
tersversorgung. 

Die Bedeutung der EG Gleichberechtigungsmaßnahmen soll hier nicht 
überbetont werden. Man muß nur die weiterhin bestehende geschlechtsspe¬ 
zifische Arbeitsverteilung, die Konzentration von Frauen in prekären Be¬ 
schäftigungsverhältnissen und die Entgeltungleichheit betrachten, um zu 
sehen, wie wenig insgesamt erreicht worden ist. Auch hängt vieles von den 
Rechtsstreiten einzelner Frauen ab, und deren erfolgreicher Ausgang wie¬ 
derum von der Interpretation der Rechtsnormen durch die Richter des Eu¬ 
ropäischen Gerichtshofes. Dies sind wacklige Fundamente. 

Andererseits ist die Bedeutung der Tatsache, daß europäisches Recht na¬ 
tionales Recht bricht, nicht zu unterschätzen. Dies ist, um ein«£eispiel zu 
nennen, für die britische Frauen- und Gewerkschaftsbewegung der letzten 
zehn Jahre sehr wichtig gewesen. Die Fortschritte, die errungen worden 
sind, wie z.B. die Gesetzgebung zur gleichen Entlohnung bei gleichwertiger 
Arbeit, sind nur auf Grund der Römischen Verträge - und gegen den er¬ 
heblichen Widerstand der britischen Regierung - möglich gewesen. In 
Großbritannien gibt es weniger Arbeitsschutzmaßnahmen als in anderen 
europäischen Ländern, und dies ist wohl ein Grund, weshalb inzwischen Ju¬ 
risten der Arbeiterbewegung die positiveren rechtlichen Regelungen der 
EG so weit wie möglich nutzen. Auch im Vergleich zur Diskriminierung auf 
Grund von "Rasse" und/oder "ethnischer" bzw. "nationaler Herkunft", wo 
ein Berufen auf das europäische Recht nicht möglich war und ist, und es 

deshalb keine Instanz gibt, die der konservativen Grundeinstellung der bri- 
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tischen Regierung entgegengesetzt werden kann, wird die Bedeutung der 
EG-Rechtsnormen für Frauen hervorgehoben. 

Zusammenfassend kann man vielleicht sagen, daß die EG zwar nicht die 
Grundrechte der Gleichstellung von Männern und Frauen garantiert, daß 
aber die Römischen Verträge und das, was von der Sozialcharta nach 
Maastricht übriggeblieben ist, denen, die an wirklicher Gleichberechtigung 
für Frauen interessiert sind, ein Instrument zur Verwirklichung dieser For¬ 
derung in die Hand geben3. Inwiefern dieses Instrument effektiv zur Durch¬ 
setzung der Interessen von Frauen eingesetzt werden kann, hängt von der 
politischen Präsenz und Macht derer ab, die diese Interessen vertreten, und 
nicht zuletzt vom Einfluß der Frauenbewegung auf die Institutionen der 
EG und der einzelnen Mitgliedsstaaten. 

2. Betriebliche Gleichberechtigungs maßnahmen 

Inwieweit die nächste Dekade eine Umsetzung des Gleichbehandlungsprin- 
zips - mit positiven Auswirkungen auf die Stellung der Frau im Berufeleben 
- erlauben wird, hängt nicht zuletzt auch von Entwicklungen der betriebli¬ 
chen Personalarbeit ab, und von dem Druck, den Frauen durch Gewerk¬ 
schaften, die.Frauenbewegung und durch Institutionen wie Frauen- oder 
Gleichstellungsbeauftragte auf Betriebsebene ausüben können. In Schwe¬ 
den z.B. sind Arbeitgeber seit 1978 gezwungen, ihre Personalarbeit auf Dis¬ 
kriminierung zu überprüfen und positive Frauenfördermaßnahmen einzu¬ 
führen. In den meisten anderen europäischen Ländern ist die Gesetzge¬ 
bung auf ein Diskriminierungsverbot beschränkt Es gibt keine Verpflich¬ 
tung Zu Frauenförderungsmaßnahmen, sondern dies bleibt der freiwilligen 

Initiative einzelner Arbeitgeber überlassen. 

Wie man aus Tabelle 1 ersehen kann, ist die Einführung von Förderungs¬ 
maßnahmen (hier gemessen an der Erhebung der Frauenquote in der Per- 
sonalbeschaffung, Beförderung und Aus- und Weiterbildung, die «ine wich¬ 
tige Voraussetzung effektiver Frauenförderung ist) auf eine, wenn auch 
nicht kleine, Minderheit von Arbeitgebern beschränkt 

3 Seit dem Beitritt von Finnland, Österreich und Schweden zum Europäischen Wirt¬ 
schaftsraum gelten die EG Rechtsnormen für Frauen auch dort 
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Tab. 1: Die Erhebung der Frauenquote bei der Pereonalbeschaffung, der Aus- und 
Weiterbildung und bei Beförderungen in Organisationen mit 200 und mehr 
Beschäftigten (in %) 

Personalbeschafhmg 

Land4 CH D DK E F I N NL S UK 

Privat 36 35 5 26 25 30 33 41 38 47 

Öffentlich+ * 64 21 » 18 *' 56 93 43 73 

Ans- und Weiterbildung 

Land CH D DK E F I N NL S UK 

Privat 27 17 4 14 22 16 32 26 31 27 

Öffentlich+ » 50 14 * 11 * 38 57 49 -27 

CH D DK E F I N NL S UK 

30 13 5 16 25 18 32 30 33 31 

* 52 19 * 11 ' 37 50 48 39 

* Ungenügender Datensatz 
+ Die Daten fikr öffentliche Arbeitgeber (West)Deutschlands stammen ans 1990. 
Quelle: Price Waterboose Cranfieid Project 19912 

Ebenso wie die westeuropäische Gesetzgebung zur Gleichberechtigung ist 
auch die betriebliche Frauenförderung "very much the product of the era of 
welfare capitalism" (Cockburn 1991, S. 35), ein Produkt der sozialen 
Marktwirtschaft und der Massenproduktion. Dies impliziert große Produk¬ 

tionseinheiten, zentralisierte Personalarbeit und zentralisierte Arbeitgeber- 
/Aibeitnehmerbeziehungen. Damit ist selbstverständlich nicht quasi auto¬ 
matisch der Einsatz von Frauenförderungsmaßnahmen garantiert Aber 
eine wichtige Voraussetzung dafür ist geschaffen, denn in Organisationen 
ohne eine zentral geregelte, systematische Personalarbeit ist es ungleich 

4 In den Tabellen werden die folgenden Abkürzungen benutzt: CH: Schweiz; D: 
Deutschland (nur Altbundesländer); DK: Dänemark; E: Spanien; F: Frankreich; I: 
Italien; N: Norwegen; NL: Niederlande; S: Schweden; UK: Großbritannien, ein¬ 
schließlich Nordirlands. 

Beförderungen 

Land 

Privat 

Öffentlich+ 
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schwieriger, etwas gegen die willkürliche Diskriminierung zugunsten von 
Männern zu tun. Großen Unternehmen fällt es oft auch leichter, die Kosten 
von Gleichberechtigungsmaßnahmen zu tragen und zu verteilen; ebenso 
bieten diese oft bessere Möglichkeiten zur Karriereentwicklung. 

Ein weiteres Merkmal der Zeit des "Wohlfahrtskapitalismus" ist die Expan¬ 
sion des Wohlfahrtstaates gewesen - und mit ihm die der Arbeitsplätze für 
Frauen in öffentlichen Organisationen. Besonders in den skandinavischen 
Ländern und Großbritannien ist dabei auf Teilzeitarbeit gebaut worden. Im 
Öffentlichen Dienst haben Frauen zum Teil die Wahl zwischen Voll- und 
Teilzeitarbeit. Auch waren und sind dort viele Teilzeitbeschäftigungsver- 
hältnissse zumindest unbefristet und sozialversichert, wenn auch sekundär 
im Sinne von Bezahlung und Karrieremöglichkeiten. Auch wenn dies nicht 
immer zutreffend war (vgli den Beitrag von Ursula Nienhaus) und ist, gel¬ 
ten doch aus der sozialdemokratischen Tradition öffentliche Arbeitgeber 
als 'gute Arbeitgeber*. Auf jeden Fall sind sie Prototypen des zentralisierten 
Personalwesens und - wie aus Tabelle 1 zu ersehen ist - Vorreiter von 
Frauenförderungsmaßnahmen. 

3. Relevante Entwicklungen des Personalmanagements 

Die Erfolgsschancen von Frauenförderungsmaßnahmen, d.h. vom Schaffen 
eines betrieblichen Umfeldes, das mittelbare und unmittelbare Diskrimi¬ 
nierung verhindert und Frauen berufliches Weiterkommen ermöglicht, 
hängen nicht nur vom Willen der Arbeitgeber ab, Gleichberechtigungs¬ 
maßnahmen einzuführen. Sie werden auch durch allgemeine Entwicklun¬ 
gen des Personalmanagements beeinflußt Die Unternehmensentwicklung 

der 80er und 90er Jahre ist zunehmend durch eine Dezentralisierung und 

Fragmentierung der Produktionseinheiten gekennzeichnet, sei es durch die 
Auslagerung von Dienstleistungen oder Produktion an Subunternehmen 
oder durch die interne Dezentralisierung, z.B. die Einrichtung von Profit¬ 
centern (vgl. Kinnie 1989). In Personalmanagementtheorien der 80er Jahre 
wird betont, daß auch die Personalarbeit diesen Trends folgen muß, um Ef¬ 
fektivität und Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. Das neue Personalmana¬ 
gement soll sich auszeichnen durch Flexibilität, Geschäftsorientierung der 
Personalpolitik und eine Umverteilung der Personalverantwortung von Per¬ 
sonalabteilungen auf das Linienmanagement (vgl z.B. Guest 1987; Hen- 
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dry/Pettigrew 1987,1990; Staehle 1988). Obwohl die Personalpraktiken der 
meisten Arbeitgeber nicht an das Ideal einer neuen strategischen und inte¬ 
grierten Personalarbeit heranreichen (vgl. z.B. Purcell 1989), reflektieren 
die neuen Personallehren doch Veränderungen in bezug auf verschiedene 
Aspekte der Personalarbeit, einschließlich einer verstärkten Individualisie¬ 
rung des Arbeitsverhältnisses. Solche Entwicklungen können die Durchset¬ 

zung von Gleichberechtigungsmaßnahmen erschweren. . 

Die Ergebnisse des Price Waterhouse Cranfield Projektes ermöglichen eine 
Gegenüberstellung der Entwicklungen auf dem Gebiet der Frauenförde¬ 
rung und allgemeineren Veränderungen im Personalmanagement. Sie ge¬ 
ben zudem Aufschluß darüber, ob diese Entwicklungen einen europaweiten 

Trend darstellen oder auf einige Länder und Arbeitgebergruppen be¬ 
schränkt sind. 

3.1 Flexibilisierung der Beschäßgungsverhälmisse 

Ein wichtiges Element der neuen Personalpolitik ist die Flexibilisierung der 
Beschäftigung. Der verstärkte Einsatz von Teilzeitarbeit oder temporären 
Arbeitsverträgen ist z.B. von mehreren europäischen Regierungen und der 
OECD als Maßnahme zur Schaffung neuer Arbeitsplätze unterstützt wor¬ 
den (vgl Berg 1989; Büchtemann 1991). In der Betriebswirtschaftslehre ist 
das Modell der "flexiblen Firma", die ihre Belegschaft in einen Kern primä¬ 
rer Beschäftigter und ein Umfeld von sekundären und austauschbaren Be¬ 
schäftigten segmentiert und so Arbeitskosten minimiert, besonders im 
englischsprachigen Raum vertreten - und kritisiert - worden (vgl. Atkinson 
1985; Poliert 1991). 

Wie aus Tabelle 2 ersichtlich ist, läßt sich außerhalb Skandinaviens ein rela¬ 
tiv weitreichender Anstieg flexibler Arbeitsverhältnisse verzeichnen: Zwi¬ 
schen einem Drittel und der Hälfte der Arbeitgeber haben in den letzten 
drei Jahren den Einsatz von Teilzeit oder temporären Arbeitsverträgen er¬ 
höht; dem stehen nur geringfügige Rückgänge gegenüber. In bezug auf 
Teilzeitarbeit gilt dies insbesondere für die Schweiz, (West-)Deutschland, 
die Niederlande und Großbritannien. Dies sind Länder, in denen der Man¬ 
gel an öffentlicher Kinderbetreuung Frauen Ganztagsarbeit erschwert, und 
in denen es seit Ende der 80er Jahre - zumindest in manchen Bereichen 
und Berufen - einen erheblichen Arbeitskräftemangel gibt 
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Tab. 2: Veränderungen im Einsatz flexibler Arbeitsverträge während der letzten drei 
Jahre in Organisationen mit mindestens 200 Arbeitnehmern; 1990/91 (in %) 

Land DK N S UK F E I D NL CH 

Teilzeitarbeit 18 30 17 48 29 22 49 47 58 80 
14 11 24 6 7 8 6 5 3 1 

Leihäibeit 20 35 25 46 40 51 19 31 66 58 
24 26 15 12 14 9 6 11 5 5 

Befristete 16 43 24 28 46 49 43 54 20 43 
Arbeitsverträge 2 17 1 4 12 7 5 7 20 23 

Aiisgliederung an 24 12 13 36 33 37 21 41 20 35 
Subuntemehmen 4 19 2 5 6 6 4 2 1 5 

Fett gedruckte Zahlen geben erhöhten Einsatz an; normal gedruckte reduzierten, 
Quelle: Price Waterhoose Cranfield Project 19912 

Nur in Schweden und Dänemark halten sich Anstieg und Abbau von Teil¬ 
zeitarbeitsplätzen ungefähr die Waage. Auch dort ist die Erwerbstätigkeit 
der Frauen sehr stark auf Teilzeitarbeit konzentriert Allerdings ist die Er¬ 
werbsbeteiligung von Frauen (und Männern) insgesamt sehr viel höher als 
in anderen westeuropäischen Ländern (siehe auch Tabelle 6). Die Ver¬ 
größerung des Arbeitsvolumens ist deshalb nicht durch die Erschließung 
bislang "ungenutzter" weiblicher Ressourcen möglich, sondern nur durch 
die Umstrukturierung bestehender Arbeitsverträge. Arbeitgeber haben 
deshalb Teilzeitbeschäftigten vermehrt Ganztagsarbeit angeboten, und dies 
ist oft auch im Interesse der Frauen gewesen, die in Teilzeitghettos 'festhin¬ 
gen'. 

Dänemark und Schweden zeigen insgesamt auch einen geringeren Anstieg 

im Einsatz von befristeten Arbeitsverträgen und Leiharbeit Arbeitgeber- 

/Arbeitnehmerbeziehungen sind dort weiterhin von einem vergleichsweise 
starken Einfluß der Gewerkschaften gekennzeichnet. Dies hat Gesetzes¬ 
initiativen (wie z.B. in Frankreich, Spanien und Deutschland) verhindert, 

die den erhöhten Einsatz von befristeten Arbeitsverhältnissen anregen. 

Wie viele Autorinnen gezeigt haben (vgl. z.B. Rudolph et al 1987; Kran- 
nich 1991), sind Frauen die Hauptbetroffenen dieser neuen prekären Be¬ 

schäftigungsverhältnisse. Gefährdet sind insbesondere die bisher relativ si- 
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chereren Frauenarbeitsplätze im öffentlichen Dienst (vgl. auch Marshall 

1989; Bruegel/Hegewisch 1993). Haushaltskürzungen haben hier verstärkt 
zu Sparmaßnahmen wie der Privatisierung von Dienstleistungen, der Ver¬ 
kürzung der Stundenzahl bei Teilzeitarbeitsverträgen (zum Teil unter die 

Sozialversicherungsgrenze) und der Befristung von Arbeitsverträgen ge¬ 
führt. In Großbritannien ist seit einigen Jahren die öffentliche Ausschrei¬ 
bung von ehemals verwaltungsintern ausgeführten Aufgaben (wie z.B. Rei¬ 
nigung, Verpflegung, Müllabfuhr usw) gesetzlich vorgeschrieben. Dies hat 
zu einem weitgehendem Verlust an Sozialleistungen geführt, besonders 
dort, wo private Unternehmer Aufträge in traditionellen Frauenbereichen 
gewonnen haben. Weil sich durch derartige Maßnahmen vor allem die Ar¬ 
beitsbedingungen von Frauen verschlechtern, erwägt die Nordirische Equal 
Opportunity Commission momentan eine Klage wegen mittelbarer Diskri¬ 

minierung gegen die britische Regierung - ein weiteres Rechtsprinzip, das 
der EG zu verdanken ist (vgl. National Pay Equity Campaign 1992). 

3.2 Entwicklungen in der Vergütungspolitik 

Eine weitere Entwicklung ist die zunehmende Dezentralisierung von Lohn- 
und Gehaltsverhandlungen auf die Ebene des Betriebes oder sogar des in¬ 
dividuellen Arbeitsverhältnisses, Dies ist insbesondere in Frankreich und 
Großbritannien der Fäll. Dort finden sogar für Industriearbeiter, traditio¬ 
nell die Arbeitnehmergruppe, deren Arbeitsbedingungen am stärksten von 
nationalen oder branchenweiten Tarifverträgen abhängen, zentrale Ver¬ 
handlungen nur noch bezogen auf eine Minderheit von Unternehmen statt 
(vgl. Hegewisch 1991). Für andere europäische Länder trifft dies bis jetzt 
nicht in diesem Ausmaß zu, aber auch dort hat insgesamt die Bedeutung 
nationaler oder branchenweiter Tarif verhandlungen abgenommen. Dies gilt 
insbesondere für die Arbeitnehmergruppen, in denen Frauen stärker kon¬ 
zentriert sind, wie zJB. Bürokräfte. Innerhalb der EG am niedrigsten ist der 
Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern in Dänemark, wo Lohnver¬ 

handlungen traditionell zentral und mit egalitären Grundsätzen durchge¬ 
führt worden sind (auch wenn diese nicht unbedingt auf Lohnangleichung 
zwischen Männern und Frauen ausgerichtet waren) (vgl IDS European Re¬ 

port 1992, S. I). 
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Hinzu kommt, daß mehr als die Hälfte aller privaten Arbeitgeber in 
(West-)Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien, Schweden und der 
Schweiz angibt, variable Vergütungsanteile hätten in den letzten drei 
Jahren an Bedeutung zugenommen (vgl. Hegewisch 1991, S. 32). Besonders 
beachtenswert ist der Einsatz leistungsbezogener Bezahlung, wodurch das 
Entgelt zumindest teilweise von der Bewertimg der individuellen Leistung 
durch das Linienmanagement abhängt (siehe Tabelle 3). 

Tab. 3: Leistungsbezogene Gehaltserhöhungen in Organisationen mit mindestens 
200 Beschäftigten 1990/91 (% pro Mitarbeiterkategorie) 

CH D DK E F+* I N NL S UK 

Management* 65 24 14 48 70 85 18 27 13 68 

Techn./kaufin. Angest 66 42 18 58 86 16 29 12 58 

Facharbeiter® 62 41* 12 

Bürokräfte 57 38 13 39 60 72 11 27 11 46 

Arbeiter* 56 32 19 33 41 32 15 27 32 23 

* Französische Ergebnisse sind für 1989/90. 
+ In Frankreich schließt "Management* (Cadrc) einige Berafsgruppen wie zJB. Rechtsanwälte mit ein. ' 

Zu "Bürokräften" (ETAM) zählen auch einige kaufmännische Angestellte. 
@ Nur Schweden und die Schweiz unterscheiden zwischen kaufmännischen und technischen Angestell¬ 

ten; Antworten für technische Angestellte sind unter "Facharbeiter" angegeben. 
# Nur in Deutschland sind Antworten für Facharbeiter und an-/ungelernte Arbeiter getrennt erhoben. 

In allen anderen Ländern schließt "Arbeiter" Facharbeiter mit ein. 
Quelle". Price Waterhouse Cranfield Project nach Hegewisch 1991, S. 33 

Mit Ausnahme der skandinavischen wird in allen Ländern von mindestens 
einem Viertel der Arbeitgeber die Bewertung der individuellen Leistung 
bei der Lohn- und Gehaltsdifferenzierung berücksichtigt. In Großbritan¬ 
nien, wo dieser Trend mit- am ausgeprägtesten ist - und von Arbeitgeberver¬ 
einigungen wie von der Regierung stark befürwortet wird - gibt es Anzei¬ 
chen dafür, daß Frauen, insbesondere Teilzeitbeschäftigte, prozentual we¬ 
niger hohe Gehaltserhöhungen erhalten (vgl. National Pay Equity Cam¬ 
paign 1992). In Dänemark-hat eine ähnlich ungleiche Verteilung von Lohn- 
und Gehaltserhöhungen auf Frauen und Männer in der Firma Danfoss zu 
einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes geführt. Diese lautet, 
daß ein Lohn- und Gehaltsfindungssystem, in dem Frauen durchschnittlich 
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niedrigere Erhöhungen als Männer erhalten, als dislrriminie.re.nri angesehen 
werden Muß. Es ist Sache des Arbeitgebers, einen Gegenbeweis zu erbrin¬ 
gen (vgl. IRS/EOC1991, S. 49). 

3.3 Dezentralisierung von Personalverantwortung 

Hand in Hand mit dem Anwachsen variabler und leistungsbezogener Ver¬ 
gütung hat auch die Verantwortung des Linienmanagements für Entschei¬ 
dungen im Vergütungsbereich zugenommen (siehe Tabelle 4). 

Tabelle 4: Der Anstieg der Verantwortung von Linienmanagem auf dem Gebiet der 
Vergütung in privaten und öffentlichen Betrieben mit mindestens 200 Ar¬ 
beitnehmern während der letzten drei Jahre (in %) 

Privat Öffentlich 

Dänemark 16 21 
Frankreich 45 21 
(West)Deutschland 15 * 

Italien 35 % 

Niederlande 30 39 
Norwegen 30 29 
Spanien 40 * 

Schweden 55 87 
Schweiz 38 . * 

Großbritannien 23 39 
Sample zu (dein 

Quelle: Price Watcrhonse Cranfield Project in Hegewisch, 1991, S. 34 

In Großbritannien durchgeführten Untersuchungen zufolge wird die lei- 
stungsbezogene Vergütung meist nicht systematisch eingeführt, kontrolliert 
oder durch Weiterbildungsmaßnahmen unterstützt (vgl. Whyatt Consul- 
tancy/Personnel Today 1990, S. 30). In einer Situation, wo die große Mehr¬ 
heit der Linienmanäger männlichen Geschlechts ist, erhöht deren größere 
Verantwortung für Vergütungsentscheidungen die Gefahr von Entgeltdis- 
kriminierungen. Insofern ist es unwahrscheinlich, daß diese Entwicklungen 

zur Verminderung der Lohn- und Gehaltsunterschiede zwischen Männern 

und Frauen führen werden. 
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Ein solches Anwachsen der Verantwortung von Linienmanagern ist auch 
auf anderen Gebieten der Personalarbeit zu finden, wie z.B. in der Perso- 
nalbeschaffung sowie der Aus- und Weiterbildung. Diese Dezentralisierung 

findet statt, ohne daß zentral ausgearbeitete und verbindlich gemachte Per¬ 
sonalstrategien einheitliche Regelungen und Kontrollmechanismen ge¬ 
währleisten (vgl. Brewster und Holt Larsen 1992, S. 414ff). Auch dadurch 
werden die Diskriminierungsmöglichkeiten vermehrt Die Erhöhung der fi¬ 
nanziellen Verantwortung von Linienmanagern sowohl für Personalangele¬ 
genheiten als auch in bezug auf andere Produktionsentscheidungen in der 
englischen Kommunalverwaltung hat außerdem zu einer Kritik an den Pro¬ 
zeduren und Kosten der Gleichberechtigungsmaßnahmen geführt. Diese 
werden als unnötige bürokratische Hindernisse und Ausgaben angesehen, 
die die Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Abteilung - zumindest kurzfri¬ 
stig - herabsetzen. 

4. Zusammenfassung und Ausblick 

Zusammenfassend kann man sagen, daß die skizzierten Entwicklungen im 
Persohalmänagement, die Flexibilisierung der Beschäftigungsverhältnisse, 
die verstärkte Leistungsorientierung bei der Vergütung und die Dezentrali¬ 
sierung von Personalveranwortung, die Erfolgschancen betrieblicher 
Gleichberechtigungsmaßnahmen vermindern. Das heißt: Zu einem Zeit¬ 
punkt, in dem die gesetzlichen und institutionellen Voraussetzungen für die 
Durchführung von Gleichberechtigungsmaßnahmen besser denn je erschei¬ 
nen, wird deren tatsächliche Umsetzung durch allgemeine Veränderungen 
im betrieblichen Umfeld unterbunden oderzumindest erheblich erschwert. 

Als Gegengewicht zu diesen eher gleichberechtigungsfeindlichen Entwick¬ 
lungen können sich - zumindest in Westeuropa - Frauen auf die demogra- 
phischen Entwicklungen stützen, die in den nächsten Jahrzehnten zu einer 
Verminderung und Überalterung der Erwerbsbevölkerung führen werden. 
Nach Schätzungen der OECD wird die Verminderung in Italien, Belgien 
und der Bundesrepublik am stärksten sein. Zusammen mit dem Wachstum 
an Arbeitsplätzen im Dienstleistungsbereich - und dies sind traditionelle 

Frauenarbeitsplätze - führt dies zu einer größeren Nachfrage nach Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt und einer Erhöhung ihres Anteils an den Erwerbstä¬ 
tigen insgesamt (siehe Tabellen 5 und 6). 
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Tab. 5: Der Anteil von Frauen an den Erwerbstätigen 1987 und 1990 (in %) • 

1987 1991 
Belgien 393 " 40.7* 
Dänemark 45.4 463 
Frankreich 42.0 43.0 
(West)Deutschland 39.7 413 
Griechenland 34.4 353* 
Irland . 32.4 33.9 
Italien 343 353 
Luxemburg 343 353 
Niederlande 36.4 39.0 
Portugal 413 433 
Spanien 303 438 
Großbritannien* 453 44.8 
EG 12 393 39.9 

•1990 
+ EinschEeßfich Nordirlaiids 
Quelle: Eurostatistik 1993, Nr. 1, S. 38 

Tab. 6: Die Frauenerwerbsquote in den EG Mitgliedsstaaten und Schweden 1979; 
1987; 1995* (in %) 

1979 1987 1995 
Belgien 47.4 530 - 
Dänemark 69.9 75.9 836 
Frankreich 543 55.7 6L0 
(West)Deutschland 49.6 5L9 513 
Griechenland 338 4L7 - 
Irland 353 383 393 
Italien 38.7 43.4 47.7 
Luxemburg 39.8 443 - 
Niederlande 33.4 ' 4L9 523 
Portugal" 573 57.4 583 
Spanien 323 373 _ 
Großbritannien"1" 58.0 636 623 

Schweden® 53% (1963) 85% (1989) 

+ RmdiKeJKfh Nordtrland 
- Schlieft Personen unter 15 Jahren ein 
Quelle: Conroy Jackson 1990; S. 5; ® Statistics Swedea 
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Diese Entwicklungen haben dazu geführt, daß seitens der Arbeitgeber er¬ 
neut Frauen als Arbeitsmarktpotential entdeckt, und mit Personalmarke¬ 
tingmaßnahmen umworben werden. Wie aus Tabelle 7 zu entnehmen ist, 
konzentriert sich allerdings die Mehrheit der Arbeitgeber bei gezielten Per¬ 
sonalbeschaffungsmaßnahmen momentan noch auf die Gruppe der 
Schulabgänger. Frauen sind die am zweithäufigsten genannte Zielgruppe, 
insbesondere in der Schweiz, den Niederlanden und Großbritannien. In 
Deutschland ist der Anteil der Arbeitgeber, die gezielt versuchen, Frauen 
zu rekrutieren, zwischen 1990 und 1991 von 41% auf 35% gesunken; dies ist 
höchstwahrscheinlich eine Reaktion auf die veränderte Arbeitsmarktlage 
seit der Wiedervereinigung. Andere Kategorien von Arbeitnehmern, von 
denen man sagen könnte, daß sie ein "unausgenutztes Arbeitsmarktpoten- 
tial" darstellen, wie zum Beispiel Beschäftigte mit Behinderungen oder äl¬ 
tere Arbeitnehmer, werden weiterhin größtenteils ignoriert; dies gilt auch 
für langfristig Arbeitslose. 

Tab. 7: Arbeitnehmergruppen, die Adressaten gezielter Personalbeschaffungsmaß¬ 
nahmen von Organisationen mit mindestens 200 Beschäftigten sind (in %) 

Land4 CH D DK E F I N NL S UK 

Schulabgänger 61 55 23 74 67 81 22 59 4 48 

Frauen 60 35 14 37 27 32 30 58 30 42 

Ethnische Minderheiten/ 
Ausländer 35 2 17 2 @ 4 2 37 9 20 

Ältere 16 10 3 12 4 0 . 1 10 8 28 

Behinderte 7 11 5 10 17 10 23 3 30 18 

Langzeitarbeitslose 3 16 13 . 15 9 2 8 26 4 10 

Quelle: Price Waterhouse Cranfield Project21991 

Die national unterschiedliche Konzentration auf weibliche Arbeitnehmer 
als Reaktion auf Arbeitskräftemangel läßt sich zum Teil durch die Frauen¬ 
beschäftigungsquote erklären. In den skandinavischen Ländern z.B. führt 
die hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen (siehe auch Tabelle 6) dazu, daß 
diese im Vergleich zu Männern kaum eine Sonderstellung einnehmen. In 
Großbritannien, wo Frauen nach Dänemark den höchsten Anteil an den 
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Beschäftigten insgesamt stellen, zwingt der Mangel an Kinderbetreuungs- 
und Pflegeplätzen viele Frauen zu einer Unterbrechung ihres Berufslebens. 
Frauen mit kleineren Kindern und ältere Frauen sind deshalb weiterhin ein 
bislang nicht ausgeschöpftes Arbeitsmarktpotential. 

Die veränderte Arbeitsmarktsituation hat in Ländern wie der Bundesrepu¬ 
blik und Großbritannien dazu geführt, daß verstärkt diskutiert wird, welche 
strukturellen Hindernisse einer Arbeitsmarkt-Integration der Frauen ent¬ 
gegenstehen. Schlagworte wie "flexible Arbeitszeiten" und "flexible Beschäf¬ 
tigung" werden hier fast automatisch mit Frauenarbeit verbunden - und oft 
schon per se als Gleichstellungsmaßnahmen dargestellt. Diskussionen mit 
Personaldirektoren in Frankreich, die im" Rahmen des Price Waterhouse 
Cranfield Projektes geführt worden sind, haben gezeigt, daß dort flexible 
Arbeitszeiten vielmehr als Reaktionen auf geänderte Arbeitnehmererwar¬ 
tungen an Arbeitsqualität interpretiert werden. Während in den alten Bun¬ 
desländern, Großbritannien, Norwegen und der Schweiz mindestens zwei 
Drittel der Arbeitgeber, die Frauen als Zielgruppe ihrer Personalbeschaf¬ 
fungsmaßnahmen nennen, angeben, daß sie Teilzeitarbeit als ein Mittel der 

Personalbeschaffung einsetzen, war dies bei nur 35% der französischen Ar¬ 
beitgeber der Fall. Frankreich nimmt insofern innerhalb Europaseine Son¬ 
derposition ein, da hier eine relativ hohe Beschäftigungsquote von Frauen 
mit vergleichsweise niedriger Teilzeitbeschäftigung einbergeht 

Sehr viel seltener ist es, daß speziell an Frauen gerichtet Personalbeschaf¬ 
fungsmaßnahmen durch weiterreichende Maßnahmen, wie z.B. Schulungen, 
die Frauen bei der Wiedereingliederung nach einer Familienpause helfen, 
oder Kontaktprogramme während des Erziehungsurlaubes, unterstützt 
werden (siehe Tabelle 8). 

Tabelle 8: Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie von Arbeit¬ 
gebern mit mindestens 200 Beschäftigten, die Frauen als Zielgruppe ihrer 
PersnnaThf.ortiaffiiiigsmgRnahinPLn <u»h<»n (1000/91) 

CH D DK E F I N NL S UK 
Kontaktprogramme 11 6 4 18 18 20 4 9 * 15 
während der Familienphase 
Kurse für Berufs- 27 22 2 5 8 • 10 8 19 1 33 
rückkehrerinnen 
* diese Finge wurde in Schweden nicht gestellt, da die dortigen Projektpaitiier das Konzept als unver 

irtSiwnirfj ««««Iimi Quelle: Price Waterhouse Cranfield Project 19912 
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Interessant ist auch hier, wie länderspezifisch solche Maßnahmen sind. Da¬ 
bei scheint es keinen direkten Zusammenhang zwischen der Verbreitung 
dieser Art von "Frauenförderung" in einem Land und dem allgemeinen Sta¬ 
tus von Frauen dort zu geben. In Frankreich, einem Land mit kurzem Mut¬ 
terschaftsurlaub und einem guten Angebot an ganztägiger Kinderfürsorge, 
überrascht es nicht weiter, daß Arbeitgeber keine Wiedereingliederungs¬ 
kurse anbieten. In Schweden und Dänemark allerdings ist Mutter¬ 
schaftsurlaub von einem Jahr und mehr üblich, aber die Idee eines systema¬ 
tischen Kontaktes zwischen Frau und Betrieb während der Unterbrechung, 
oder von Kursen, die die Problematik von Beschäftigten mit kleinen Kin¬ 
dern aufnehmen, ist fast vollkommen unbekannt. 

Viele dieser Maßnahmen - in den Worten einer tschechischen Feministin 
"luzuries that we are after, like part-time work, higher living Standards, 
shorter working hours" (Castle-Kanerova 1991, S. 163) - sind zweischneidig, 
da sie die bestehende ßeschlechtsspezifische Arbeitsteilung im Haushalt 

nicht antasten. Ihre Wirkung bleibt zudem dadurch begrenzt, daß sie aus 
rein wirtschaftlichen Gründen ergriffen werden, und nicht um eine.langfri¬ 
stige Umverteilung von Macht und Einfluß zwischen Männern und Frauen 
zu erreichen. Das zuletztgenannte Ziel von Frauenförderungsmaßnahmen 
stößt auf die direkte und indirekte Opposition von männlichen Arbeitneh¬ 
mern. Eine Studie zur Frauenförderung in den fortschrittlichsten Organisa¬ 
tionen Englands fand die Gleichstellungsbeauftragten "coherent and united 
in their disappointment in the achievements of 'equal opportunities'" 
(Cockburn 1991, S. 215). Andererseits ermöglichen solche Maßnahmen 
Frauen aber 'einen Fuß in der Tür' und durch die Teilnahme an bezahlter 
Arbeit eine gewisse ökonomische Unabhängigkeit. Die Arbeitsmarktsitua¬ 
tion in den nächsten Jahren in Westeuropa sollte es Frauen erlauben, diese 
Maßnahmen zu verteidigen und auszubauen. 

Frauen in Osteuropa fehlt dieser Hebel zur Verbesserung ihrer Position auf 
dem Arbeitsmarkt. Demographische Veränderungen in der arbeitenden 
Bevölkerung sind angesichts der Massenarbeitslosigkeit irrelevant Auch die 
geschlechtsspezifische Zuordnung von Arbeitsplätzen, die in den ehemali¬ 
gen Ostblockstaaten fast so ausgeprägt gewesen ist wie in Westeuropa, 
wirkt sich hier zum Nachteil der Frauen aus. Diese arbeiteten überpropor¬ 
tional in Verwaltungsbereichen, die jetzt der Umstrukturierung zum Opfer 
fallen. Einen Dienstleistungssektor, dessen Expansion neue Arbeitsplätze 
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schaffen könnte, gibt es - zumindest noch - nicht Die Position der Frauen 
in Osteuropa ähnelt insofern jener der Frauen in den westlichen Ländern 
der Nachkriegszeit, wo Frauen zum Wohl des Mannes und der Familie 
massiv vom Arbeitsmarkt verdrängt wurden. 
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